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Einleitung 

Am Vormittag des 7. November 1968 ging während des CDU-Parteitags in 
Berlin eine junge Frau auf den Platz des Bundeskanzlers Kiesinger zu, schein-
bar in der Absicht, sich ein Autogramm zu holen. Doch war es alles andere als 
Bewunderung, was Beate Klarsfeld dem ehemaligen NSDAP-Mitglied entge-
genzubringen dachte. Mit den Worten »Nazi, Nazi« schlug sie ihm ins Gesicht, 
um, wie sie später sagte, die Nazi-Vergangenheit des Kanzlers ins öffentliche 
Bewusstsein zu bringen.1 Die in Berlin geborene, inzwischen deutsche und 
französische Staatsangehörige, frühere Sekretärin des deutsch-französischen 
Jugendwerks, wurde sofort dem Haftrichter vorgeführt und noch am selben 
Abend in einem gerichtlichen Schnellverfahren zu einem Jahr Haft ohne Be-
währung verurteilt. Das war die höchste Strafe, die in einem beschleunigten 
Verfahren überhaupt möglich war. Im Prozess sagte Beate Klarsfeld aus, es sei 
immer ihre Absicht gewesen, Herrn Kiesinger zu einem Prozess zu zwingen 
und so eine Klärung seines Verhaltens im »Dritten Reich« herbeizuführen.2 
Doch diesen Gefallen tat das Gericht der Angeklagten nicht. Den entspre-
chenden Antrag des Verteidigers Horst Mahler lehnte der Amtsrichter Dry-
galla mit Hinweis auf »Prozessverschleppung« ab. 

Dabei erfüllte der Amtsrichter keineswegs das Klischee eines vielleicht 
noch in der NS-Zeit tätigen Richters. 1930 geboren, hatte er seine politische 
und juristische Sozialisation in der Bundesrepublik erhalten und wurde von 
den Zeitungen als durchaus wohlwollend und freundlich beschrieben. Er ließ 
die Angeklagte stets ausreden, blieb auch ruhig, als ihm vorgeworfen wurde, 
alte Nazis zu decken, und billigte der Angeklagten sogar zu, ein ehemaliges 
NSDAP-Mitglied als Regierungschef für untragbar zu halten. Entscheidend für 
die Beurteilung der Tat sei jedoch, so der Richter in seiner Urteilsbegründung, 
dass wieder einmal versucht worden sei, eine politische Überzeugung mit 

—————— 
 1 Zum Tathergang vgl. aus der Presseberichterstattung u.a.: Den Kanzler ins Gesicht geschla-

gen, in: Der Tagesspiegel, 8.11.1968; Ganz hübsch, in: Der Spiegel, 11.11.1968, S. 30. 
 2 Zu den Motiven vgl. u.a.: Die Ohrfeige war eine symbolische Tat. Nach ihrer Verurteilung 

begründet Beate Klarsfeld ihre Handlungsweise, in: SZ, 9.11.1968. 
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Mitteln der Gewalt zu vertreten. Derartiges müsste angesichts der deutschen 
Vergangenheit im Keim erstickt werden.3  

Für die APO bestätigte das Urteil einmal mehr das, was man ohnehin von 
der Justiz erwartete: Beate Klarsfeld wurde gefeiert, das Urteil als »typischer 
Fall von Klassenjustiz« und »symptomatisch für die Justiz« angesehen.4 Aber 
auch in der liberalen, bürgerlichen Öffentlichkeit stieß das Verfahren auf er-
hebliches Unbehagen. Schriftsteller protestierten, die Münchner Abendzeitung 
sprach von einem »Terrorurteil« und auch die FAZ empfand das Urteil als 
unangemessen und deutlich zu hoch.5 Das politische Bonn schwieg betreten. 
Horst Ehmke, zu diesem Zeitpunkt Staatssekretär im Bundesjustizministerium, 
gab vor, die Gerichte nicht bevormunden zu wollen.6 Max Güde, CDU-
Bundestagsabgeordneter und ehemaliger Generalbundesanwalt, behauptete, als 
ehemaliger Richter und Staatsanwalt sich grundsätzlich nicht zu Urteilen zu 
äußern. Befragte Rechtsanwälte gaben nüchtern zu bedenken, dass ein nicht 
vorbestrafter Angeklagter kaum mehr als drei Monate auf Bewährung erhalte, 
wenn er jemanden »krankenhausreif« schlage.7 So hatte das Urteil zwar in der 
nächsten Instanz tatsächlich keinen Bestand, doch vier Monate auf Bewährung 
blieben auch in dem zweiten Verfahren noch. Erst das Amnestiegesetz aus 
dem Jahr 1970 löschte die Strafe ganz.8  

Ein paar Jahre später machte noch einmal ein Ohrfeigen-Prozess Schlag-
zeilen. Im Jahr 1974 war es der konservative Fernsehmoderator Gerhard Lö-
wenthal, der sich eine Ohrfeige gefallen lassen musste, und zwar von dem 
Bremer Studenten Horst Wesemann. Doch statt einer einjährigen Gefängnis-
strafe, wie Beate Klarsfeld in erster Instanz, erhielt der junge Mann nun ledig-

—————— 
 3 Das Urteil (Az: 380 Ds 161/68) befindet sich u.a. in den Akten des Bundesjustizministeriums, 

BA Koblenz, B 141, Nr. 25830. 
 4 Vgl. dazu u.a.: Spruch gegen Beate Klarsfeld symptomatisch für die Justiz, in: Münchner 

Abendzeitung, 9.11.1968; Typischer Fall von Klassenjustiz, in: ebd.; in München wurden von 
etwa 50 jungen Leuten die Scheiben des Amtsgerichts mit der Begründung eingeworfen, sie 
seien nicht bereit, »Terrorurteile« wie das gegen Beate Klarsfeld hinzunehmen; vgl. dazu Fi-
scher, Scherbengericht; auch bei Drygalla selbst wurden Scheiben eingeworfen: Scheiben bei 
Klarsfeld-Richter Drygalla in Berlin eingeworfen, in: SZ, 26.11.1968. 

 5 Vgl. hier u.a. Nistl, Ohrfeige; Müller-Meiningen, Schnellgerichte, Den Bundeskanzler 
misshandelt, in: Der Spiegel, 11.11.1968, S. 32; Ein Jahr Gefängnis ist wirklich ein Terror-Ur-
teil!, in: Münchner Abendzeitung, 12.11.1968; Schriftsteller protestieren gegen Klarsfeld-Urteil, in: 
SZ, 16.11.1968; Gründler, Frau; Ein Jahr Gefängnis?, in: FAZ, 9.11.1968. 

 6 Schweigen über Klarsfeld-Urteil, in: Münchner Abendzeitung, 9.11.1968; Güde, Urteil. 
 7 Typischer Fall von Klassenjustiz, in: Münchner Abendzeitung, 9.11.1968. 
 8 Zur Berufungsverhandlung, die zunächst an der Frage scheiterte, ob Kiesinger als Zeuge 

vorgeladen werden sollte, vgl. aus der Presseberichterstattung u.a.: Mauz, Widerstandskämp-
fer; Sudau, Hand; Klarsfeld-Prozess vertagt, in: SZ, 18.6.1969; Vier Monate für Beate Klars-
feld, in: SZ, 26.8.1969. 
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lich eine Geldbuße von DM 150. Für diesen Preis würde er gerne auch einmal 
dem Moderator des Fernsehmagazins Panorama eine Ohrfeige verpassen, ließ 
ein Dr. Gabriel die zuständige Richterin telefonisch wissen, und ein anderer 
Anrufer wollte gleich der Richterin selbst »für 150 Mark mal eine runter-
hauen«9.  

Wellen der Empörung schlug jedoch nicht nur das Urteil, sondern auch die 
vermeintlich laxe Verhandlungsführung und das, was die 29-jährige Richterin, 
Mitglied der SPD, in der Urteilsbegründung gesagt haben sollte. Angeblich 
habe sie dem Angeklagten verständnisvoll geraten, »sich etwas anderes einfal-
len zu lassen«, wenn er eine Revolution machen wollte. Das war zwar eine 
grobe Verzerrung ihrer tatsächlichen Worte10, doch der justizpolitische Spre-
cher der hessischen CDU-Landtagsfraktion forderte eine sofortige Überprü-
fung der Richterin und gegebenenfalls entsprechende Konsequenzen. Der 63-
jährige Vizepräsident des zuständigen Wiesbadener Amtsgerichts trat aus Pro-
test gegen die Verhandlungsführung seiner Kollegin von seinem Amt zurück 
und die Tageszeitung Die Welt sah in dem Urteil die Vorboten des zugrunde 
gerichteten Rechtsstaats im demokratischen Sozialismus. So, wie 1968 das 
Urteil gegen Beate Klarsfeld vor allem von linker und liberaler Seite als sym-
ptomatisch für eine autoritätsgläubige, drakonisch strafende Justiz angesehen 
worden war, witterten nun Konservative in dem Urteil gegen den Bremer 
Studenten das Ergebnis einer linken Unterwanderung der Justiz, die am Ende 
der sechziger Jahre eingesetzt haben sollte.  

Wollte man zeigen, dass »1968« eine tiefe Zäsur darstellte, die weitrei-
chende, liberalisierende Wirkungen nicht zuletzt innerhalb der Justiz einleitete, 
könnten die Beispiele als schöne, wenn auch etwas plakative, Illustration die-
nen. Es ist schon zu ahnen, dass die Interpretation der Fälle wesentlich kom-
plexer ausfallen muss. Dies gilt nicht nur wegen des augenfälligen methodi-
schen Wagemuts, aus zwei Fällen so weitreichende Schlüsse zu ziehen. 
Gleichwohl sind die beiden Prozesse von einigem Interesse, und zwar weniger 
wegen der so unterschiedlichen Urteile als deshalb, weil beide in unterschiedli-
cher Weise von den Zeitgenossen als symptomatisch interpretiert wurden. Mit 

—————— 
 9 Krumm, Panorama-Chef. 
 10 Nach eigener Aussage hatte Frau Unger gesagt: »Wenn man die Auffassung der Angeklagten 

zur Kenntnis nehmen will, daß die Gesellschaft verändert werden muß und dies durch eine 
Revolution geschehen soll, dann ist die Tat Wesemanns trotzdem unangebracht und sinnlos, 
weil mit einer Ohrfeige keine Revolution gemacht werden kann«. Die Richterin wollte den 
Angeklagten nach eigenen Angaben nur die Sinnlosigkeit ihrer Tat vor Augen führen. Vgl. 
dazu: Langanhaltendes Echo einer Ohrfeige. Verzerrte Berichterstattung führt zu heftigen 
CDU-Attacken gegen Richterin, in: FR, 6.2.1974; vgl. aus der Berichterstattung weiter u.a.: 
Jasper, Ohrfeigen-Prozeß; zum Fortgang der Überprüfungen der Richterin vgl. Jasper, Amts-
richterin. 
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anderen Worten: In beiden Fällen standen nicht nur die jeweiligen Richter mit 
ihren Urteilen in der Kritik. Vielmehr mündete die Kritik direkt in weitrei-
chende Debatten über den Zustand und die Entwicklung der Justiz insgesamt. 
Die Frage, wie diese zeitgenössische Einordnung der Fälle zu werten ist, wo 
ihre Ursachen und möglicherweise ihre Berechtigung lagen, führt zum Kern 
dessen, worum es im Folgenden gehen soll.  

Die ausgehenden sechziger und frühen siebziger Jahre gelten gemeinhin als 
die Reformära der bundesrepublikanischen Geschichte.11 »Demokratisierung« 
avancierte zu einem, wenn nicht zu dem Schlüsselbegriff einer ausufernden 
Literatur, die in fast allen gesellschaftlichen Bereichen tiefgreifende Verände-
rung anmahnte.12 Dies galt nicht zuletzt für den Bereich der Justiz und des 
»Rechtsdenkens«. Der etwas vage Begriff des »Rechtsdenkens«13 erscheint hier 
neben dem der Justiz deshalb angemessen, da es einerseits nicht ausschließlich 
um die Institution der Justiz ging. Andererseits stand in der gesamten Debatte 
– trotz der in den Jahren 1968/69 umgesetzten Strafrechtsreform – nicht 
vordringlich das Recht in seiner kodifizierten Form in der Kritik. Im Zentrum 
einer seit etwa Mitte der sechziger Jahre intensiv geführten Debatte stand 
vielmehr das Verhältnis von Recht und Justiz zu einer sich mit enormer Dy-
namik entwickelnden Gesellschaft. Gefragt werden soll demnach zunächst, wo 
die Gründe für den »Wandel im Rechtsdenken« zu suchen sind, von wo die 
Anstöße dafür kamen, dass in bislang nie gekanntem Maße über das Verhältnis 
von Recht, Justiz und Gesellschaft nachgedacht und publiziert wurde und dass 
sich die Justiz und die traditionelle Rechtswissenschaft einem Ansturm von 
Kritik ausgesetzt und in die Defensive gedrängt sahen. Nicht nur die zeitliche 
Koinzidenz der Hochphase dieser Debatte mit der Zeit der Studentenproteste, 
sondern auch die »Soziologisierung« der Diskussion sowie deren zunehmende 
Konzentration auf eine Reform der Juristenausbildung legen es zudem nahe, 
nach dem Einfluss von »1968« auf die Debatte, die Reformvorschläge und 
nicht zuletzt die Durchsetzung etwaiger Reformen zu fragen. Hier liegt der 
zweite Schwerpunkt der Untersuchung. Drittens schließlich soll gefragt wer-
den, wie nachhaltig die Kritik war und was am Ende von den Reform- und 
Veränderungsvorstellungen blieb. Dies bedeutet nicht zuletzt, nach den »Wir-
kungen von ›68‹« in einem Bereich zu fragen, der auf den ersten Blick eher 
fernab der eigentlichen Zielsetzungen der 68er-Bewegung lag. Es ist unmittel-
bar nachvollziehbar, dass die Fragen, die hier für den Bereich des »Rechtsden-
kens« gestellt wurden, nicht isoliert, sondern in engem Zusammenhang mit der 

—————— 
 11 In diesem Sinne: Bracher, Republik; ähnlich: Görtemaker, Geschichte. 
 12 Zur Rekonstruktion der Demokratisierungsdebatte vgl. Scheibe, »Suche«. 
 13 Der Begriff wird ohne nähere Erläuterung verwendet bei Simon, »Zäsuren«.  
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